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Unterrichtung

Hannover, den 01.08.2018

Die Prasidentin des Niedersachsischen Landtages
- Landtagsverwaltung -

Autobahnprojekte vorantreiben - Verkehrskoordination stiarken - Staus vermeiden

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/160
Beschluss des Landtages vom 28.02.2018 - Drs. 18/438 (nachfolgend abgedruckt)

Im Zuge der Umsetzung des Bundesverkehrswegeplans 2030 stehen in den kommenden Jahren
erhebliche Baumaflinahmen auf den niedersédchsischen Autobahnabschnitten sowie Bundesfern-
strallen an. Hierzu zahlen neben dem Neu- und Weiterbau der A 20 und A 39 vor allem die Lu-
ckenschliisse im Verlauf der A 26 und A 33 sowie der Ausbau der wichtigen Transitrouten A 1, A 2,
A7,A30undE 233.

Dadurch sollen insbesondere die Belastungen fiir Pendlerinnen und Pendler im Umland von Ham-
burg, Bremen und Hannover verringert werden. So fahren taglich rund 400 000 Pendlerinnen und
Pendler nach Hamburg, rund 124 000 Pendlerinnen und Pendler nach Hannover und rund 130 000
Pendlerinnen und Pendler nach Bremen.

Vor diesem Hintergrund bittet der Landtag die Landesregierung,

1. die im vordringlichen Bedarf des Bundesverkehrswegeplans verankerten Projekte zligig vo-
ranzutreiben,

2. die Landesbehdrde fur Stralenbau und Verkehr zu starken und dabei allen Beschéftigten der
Bauverwaltung eine Beschaftigungsgarantie zu geben,

3. sich beim Bund dafiir einzusetzen, dass die Zustandigkeit fir Planung, Bau und Betrieb der
Bundesautobahnen so lange wie mdglich in Landeszustandigkeit verbleibt, um die in Angriff
genommenen Projekte méglichst zur Baureife zu flihren und zu realisieren,

4. die Ausstattung der Autobahnmeistereien zu Giberpriifen und gegebenenfalls anzupassen,

5. die ROADS-Software (Roadwork Administration And Decision System) oder ein vergleichba-
res Instrument an den wichtigen Verkehrsachsen anzuwenden,

6. die Verkehrskoordination mit den Ladndern Hamburg und Bremen zu verbessern und hierzu
eine Stabsstelle als Ansprechpartner fiir das regionale Baustellen- und Staumanagement ein-
zurichten,

7. gemeinsam mit dem Bund Mallnahmen zu identifizieren, um Baustellen insbesondere an Un-
fallschwerpunkten flexibler gestalten und friiher aufheben zu kénnen,

8. beim Bund einzufordern, die Bewirtschaftung von Lkw-Stellplatzen an Autobahnen zu verbes-
sern und Uberlastungen der Parkplatze durch intelligente Steuerungssysteme zu vermeiden,

9. in Zusammenarbeit mit der Verkehrsmanagementzentrale Niedersachsen die Echtzeitinforma-
tion von Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmern zu verbessern und um ein Baustellenin-
formationssystem zu erweitern,

10. in einer engeren Abstimmung von Strafe und Schiene zu vermeiden, dass auf zentralen Ver-
bindungen gleichzeitig Baumalnahmen auf StralRe und Schiene durchgefiihrt werden,

11. den Einsatz von Verkehrstelematik zur Stauprophylaxe und -auflésung und nicht zuletzt zur
Vermeidung von Auffahrunfallen an Stauenden zu verstarken.
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Antwort der Landesregierung vom 31.07.2018

Die weitere Modernisierung und der gezielte Ausbau unserer niedersachsischen Verkehrsinfra-
struktur sind fir weiteres Wachstum und zur Sicherung unseres Wohlstandes zwingend geboten.
Die Landesregierung bekennt sich ausdriicklich zum notwendigen Ausbau der verkehrlichen Infra-
struktur als einen der wichtigsten Beitrage zur Wettbewerbsfahigkeit unserer niedersachsischen
Wirtschaft.

Die Mittel fir Investitionen in die Bundesfernstraen (d. h. Autobahnen und Bundesstraen) sind
vom Bund deutlich erhéht worden. Fir Niedersachsen werden sie von ca. 560 Millionen Euro in
2015 bis auf ca. 950 Millionen Euro in 2019 ansteigen. Das entspricht einer Steigerung von fast
70 %!

Gleichzeitig wird der Bund zum 01.01.2021 die Autobahnen in eine eigene Bundesverwaltung tiber-
fihren und damit aus der Auftragsverwaltung beim Land herausldsen. Dies ist eine der groRten inf-
rastrukturpolitischen Reformen in der Geschichte der Bundesrepublik. Diese Reform ist fir die
Strallenbauverwaltung des Landes ein organisatorisches Mammutprojekt, welches neben dem und
zusatzlich zum Tagesgeschaft umgesetzt werden muss.

Somit stellen der Investitionshochlauf auf der einen Seite und der Ubergang der Autobahnen an
den Bund auf der anderen Seite Niedersachsen vor besondere Herausforderungen.

Unser erklartes Ziel ist es, dass der von der Bundesregierung in Gang gesetzte Investitionshochlauf
und die im Bundesverkehrswegeplan im vordringlichen Bedarf fiir Niedersachsen verankerten Pro-
jekte zligig vorangetrieben und umgesetzt werden.

Dies vorausgeschickt, wird zu den Nummern 1 bis 11 der Landtagsentschliefung Folgendes aus-
geflhrt:

Zu 1:

Der neue Bedarfsplan fiir die Bundesfernstrafien, der seit dem 31.12.2016 gilt, enthalt fiir Nieder-
sachsen eine Vielzahl von bedeutsamen Bundesfernstralenmafnahmen, die umgesetzt werden
sollen. Die laufenden und fest disponierten MafRnahmen (Investitionsvolumen rd. 1,88 Milliarden
Euro) befinden sich bereits im Bau bzw. sind im Vergabeverfahren. 2018 sind in Niedersachsen
Bedarfsplanprojekte mit etwa 6,5 Milliarden Euro Investitionsvolumen in der Planung. Das sind rd.
81 % des gesamten Investitionsvolumens fir die Malnahmen des Vordringlichen Bedarfes und des
Weiteren Bedarfes mit Planungsrecht (insgesamt rd. 8,0 Milliarden Euro).

Zu 2:

Wie im Koalitionsvertrag von SPD und CDU festgeschrieben, gilt die zwischen dem Ministerium fur
Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung und der Personalvertretung geschlossene Vereinba-
rung unverandert fort. Alle Beschaftigten der Bauverwaltung erhalten eine Beschéftigungsgarantie,
Versetzungen zum Bund wird es gegen ihren Willen nicht geben.

Gleichzeitig wird die Landesbehorde fir Straenbau und Verkehr (NLStBV) fiir ihre Aufgaben ge-
starkt. Der mit dem Investitionshochlauf des Bundes verbundene extreme Anstieg der Baumittel fiir
die Bundesfernstralen in so kurzer Zeit kann nur durch die parallele Bereitstellung entsprechender
Planungs- und Baukapazitdten bei unserer NLStBV bewaltigt werden. Der Haushaltsplanentwurf
der Landesregierung sieht daher fiir die NLStBV fir 2019 zusatzlich 20,4 Millionen Euro Landesmit-
tel (Steigerung um ca. 47 % von 43,6 Millionen Euro auf 64 Millionen Euro!) fur Planung und Bau-
vorbereitung vor. Mit den zusatzlichen Landesmitteln wird Niedersachsen dann nicht nur in Erhal-
tung und sicheren Betrieb der Stral’en investieren, sondern auch den Aus- und Neubau der Stra-
Ren erheblich steigern.

Im Haushaltsplanentwurf ist ebenfalls enthalten, dass die NLStBV auch personell verstarkt wird.
Fur Aufgaben wie Planung, Ausschreibung und Vertragssteuerung sollen dazu zusatzliche 19 Stel-
len fiir weitere Fachkrafte fir zwei Jahre freigegeben werden.

Dariber hinaus ist vorgesehen, die Investitionen in Landesstralen fiir das Jahr 2019 um insgesamt
30 Millionen Euro auf 115 Millionen Euro zu erhéhen. Ziel ist es, dieses Niveau auch in den Folge-
jahren zu halten, um den dringenden Sanierungsbedarf nach und nach abzubauen.
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Mit diesem Investitionsprogramm Bund/Land starken wir die NLStBV nachhaltig. Die vielfaltigen
Zukunftsaufgaben machen die NLStBV auch attraktiv als Arbeitgeber. Unseren engagierten und
qualifizierten Fachleuten kann sie damit eine sehr gute Beschéaftigungsperspektive geben und ist
daruber hinaus auch fiir neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter interessant.

Gegeniiber dem Bund ist es Minister Dr. Althusmann zudem gelungen, im Standortkonzept fir die
neue Infrastrukturgesellschaft fir Autobahnen und andere Bundesfernstrafen (IGA) auch den heu-
tigen regionalen Geschaftsbereich Gandersheim der NLStBV als temporare Aulenstelle neu zu
verankern. Damit bleiben in Niedersachsen alle bisherigen Standorte zumindest temporar erhalten.
Fur viele von der Reform des Bundes betroffene Beschaftigte besteht damit eine abgesicherte Ein-
satzperspektive.

Zu 3:

Die Zustandigkeit fir Planung, Bau und Betrieb der Bundesautobahnen wird so lange wie moglich
in Landeszustandigkeit verbleiben. Eine Ubergabe an den Bund erfolgt erst zur spatesten gesetzli-
chen Frist zum 01.01.2021. Eine vorzeitige Ubergabe der Bundesautobahnen an den Bund wird es
nicht geben.

Die Verantwortung fur die Bundesstra’en wird vollstandig beim Land verbleiben. Die Option fur ei-
ne Abgabe an den Bund wird nicht in Anspruch genommen.

Zu 4:

Die Autobahnmeistereien sind als sogenannte Nebenanlagen Bestandteil der Bundesautobahnen
und werden im Rahmen der Auftragsverwaltung fiir die Bundesfernstralen von Niedersachsen
nach den Vorgaben des Bundes geplant, gebaut, betrieben und auch ausgestattet. Die Finanzie-
rung obliegt dem Bund. Dieser stellt ausreichende Mittel fir Personal, Gebdude, Fahrzeug- und
Gerateausstattung zur Verfligung. Die Auftragsverwaltung flr die Bundesautobahnen endet mit Ab-
lauf des Jahres 2020. Damit wird zukiinftig der Betriebsdienst auf den Autobahnen einschlielich
dessen Organisation in bundeseigener Verwaltung wahrgenommen.

Die ausgeglichene Auslastung des Personals im Jahresverlauf, zwischen Sommer- und Winterar-
beiten, ist maRgebend flr die Personalausstattung der Autobahnmeistereien.

Aufgaben im Betriebsdienst werden somit einerseits durch eigenes Personal erledigt und anderer-
seits durch einen Anteil an Leistungen erbracht, der an externe Firmen vergeben wird; dies gilt ins-
besondere flir den personalintensiven Winterdienst, aber auch fiir andere Betriebsdienstleistungen.

Angesichts veranderter Rahmenbedingungen fiihrt die NLStBV aktuell eine Uberpriifung der not-
wendigen personellen Ausstattung fiir die Autobahnmeistereien durch. Beispielhaft genannt seien
in diesem Zusammenhang die Erhéhung des zu erbringenden Leistungsumfanges: 6-streifiger
Ausbau von Betriebsstrecken, zuséatzliche MaRnahmen wegen Steigerung des Unfall- und Ver-
kehrsaufkommens, die konsequente Einhaltung gesetzlicher Arbeitszeitregelungen sowie die Uber-
nahme zusatzlicher Aufgaben wie die Einrichtung zusatzlicher Rufbereitschaften.

Ergebnisse dieser Uberpriifung liegen der Landesregierung bisher noch nicht vor.
Zu 5 und 6:
Die Punkte 5 und 6 werden wegen ihres Sachzusammenhanges zusammen behandelt:

Eine landerubergreifende Baustellenkoordination wird in Niedersachsen in den verschiedenen Bal-
lungsraumen seit vielen Jahren durch die direkte Abstimmung der Verkehrs-, Bau- und Polizeibe-
hérden vor Ort geleistet. Diese Arbeit soll zukiinftig durch den Einsatz einer Stabsstelle in der Zent-
rale der NLStBV weiterentwickelt werden. Durch die neue Stabsstelle werden die Erkenntnisse der
GrofRraume Hamburg und Bremen mit den Erfahrungen aus Hannover zusammengefiihrt sowie die
Verfahren weiterentwickelt. Die einzelnen Koordinierungsgruppen Hamburg, Bremen und Hannover
werden Ubergreifend durch die Stabsstelle gesteuert. Die Ergebnisse werden zur Qualitatssteige-
rung plausibilisiert und Standards weiterentwickelt. Dadurch werden die durchzufiihrenden Bau-
mafRnahmen starker als bisher auf eine moglichst hohe Verfiigbarkeit des Verkehrsnetzes hin opti-
miert.
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Zur Unterstltzung der Koordinierungsarbeit soll eine geeignete Softwarelésung wie z. B. ROADS-
Software zum Einsatz gebracht werden.

Derzeit laufen die organisatorischen Vorbereitungen fir den Aufbau der Stabsstelle. Die Prasenta-
tion in der Offentlichkeit wird voraussichtlich im Herbst 2018 erfolgen kdnnen.

Zu’:

Die Gesprache mit dem Bund wurden unmittelbar aufgenommen. Schwerpunkte sind dabei Instru-
mente zur vertraglichen Bauzeitstraffung und zur Verbesserung der Anreize fiir schnelleres Bauen.
Damit Baufirmen zuklinftig besser bei geeigneten BaumafRnahmen im Wettbewerb um einen Auf-
trag mit dem Angebot einer kiirzeren Bauzeit (Nebenangebot) bei der Vergabe punkten kdnnen,
sollen vom Bund die Deckelungen fiir Tages- und Gesamthdchstsatze der anzusetzenden Nut-
zungsausfallkosten angehoben werden. Gleiches gilt flir weitere Bauzeitbeschleunigungen, durch
héhere Beschleunigungsvergiitungen und empfindlichere Vertragsstrafen bei Verzdgerungen.

Zu 8:

Aktuell gibt es in Niedersachsen an Bundesautobahnen ca. 10 400 Lkw-Parkstande auf Rastanla-
gen sowie privaten Autohdfen (Stand 11/2017). Obwohl seit 2009 bereits 2 950 zusétzliche Lkw-
Parkstande auf Rastanlagen sowie privaten Autohéfen geschaffen wurden, fehlen nach den Pla-
nungsvorgaben des Bundes bis 2025 noch weitere 1 800 Platze. Des Weiteren steht zu vermuten,
dass sich der erforderliche Bedarf an Lkw-Stellplatzen aufgrund der bundesweiten Parkbedarfs-
prognose 2030 und der Lkw-Parkstandserhebung weiter erhéhen wird. Diese Zahlen verdeutlichen
die derzeitige Situation in Niedersachsen auf den Rastanlagen: Insbesondere auf den hochbelaste-
ten Autobahnen A 1, A2 und A 7 gibt es in den fir die Ruhezeiten relevanten Zeitfenstern abends
und nachts oft nur wenige freie Lkw Stellplatze. Somit kann auch ein Parkraummanagementsystem
fur Lkw, das die gleichmaRige Auslastung der Anlagen unterstitzt (,System Parkhaus®), keine Ver-
besserung bewirken.

Stattdessen kommen hier neben dem weiterhin notwendigen konventionellen Bau und Ausbau von
Rastanlagen neue telematische Technologien in Betracht, die die Stellplatzkapazitat auf den ein-
zelnen  Anlagen  erhdhen, sogenannte  ,besondere  Parkverfahren  (Kolonnenpar-
ken/Kompaktparken). Diese Moglichkeiten hat der Bund mit seinem Schreiben vom 24.05.2017 er-
offnet. Insbesondere, wenn keine Erweiterungsflachen fiir einen konventionellen Ausbau zur Verfii-
gung stehen, kdnnen auf Basis dieser Technologien bestehende Parkraume effektiver genutzt und
somit zusatzliche Kapazitaten erzeugt werden.

Die NLStBV bezieht an geeigneten Standorten den Einsatz telematischer Technologien zukiinftig
verstarkt in ihre Uberlegungen ein. So werden auf der Rastanlage ,Waldkater* (PWC) bei Helm-
stedt an der A 2 erstmals in Niedersachsen telematisch gesteuerte Parksysteme im Planungspro-
zess betrachtet. Es ist geplant, das Standortkonzept flir diese Rastanlage bis Dezember 2018 beim
Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur zur Genehmigung vorzulegen.

Zu 9:

Echtzeitinformationen (real-time information) zur Verkehrslage kénnen in Niedersachsen nicht auf
Grundlage der fest installierten Detektionssysteme an die Verkehrsteilnehmer tbermittelt werden,
da diese im Wesentlichen (nur) an der A 2 vorhanden und zudem zu trége in der Datenlibermittiung
sind. Deswegen beabsichtigt Niedersachsen den flachendeckenden Erwerb von Floating-Car-
Daten (FCD), um die erforderlichen Echtzeitinformationen zur aktuellen Verkehrslage ,in time* zu
erhalten. Diese sollen den Verkehrsteilnehmern in einer graphischen Darstellung auf der Internet-
seite der Verkehrsmanagementzentrale zur Verfligung gestellt werden. Erganzt werden soll dieses
System in einem ersten Schritt um aktuelle Informationen zu den Baustellen auf den niedersachsi-
schen Autobahnen.

Zu 10:

Bei groen Bauvorhaben werden dort, wo dies technisch mdglich ist, die Baulasttrager der Schie-
neninfrastruktur eingebunden.
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Zu 11:

Stauwarnanlagen dienen der Gefahrenwarnung vor auftretenden Verkehrsstérungen im Zulauf von
Baustellen und helfen, die Verkehrssicherheit zu erhéhen und das Unfallrisiko zu verringern. Uber
eine automatisierte Erfassung der Verkehrslage mit Detektoren kann eine dynamische Signalisie-
rung der Stausituation mittels Wechselverkehrszeichen vorgenommen werden.

Mit der Streckenbeeinflussungsanlage (SBA) besteht auf der A 2 die Mdglichkeit, diese Stauwar-
nungen mittels der vorhandenen Anlage und/oder durch mobile Stauwarnanlagen an die Verkehrs-
teilnehmer zu Gbermitteln. Die Entscheidung, ob die SBA oder zusatzliche mobile Stauwarnanlagen
(mSWA) zum Einsatz kommen, muss im Einzelfall getroffen werden. Die Erweiterung der fest in-
stallierten telematischen Infrastruktur unterliegt seitens der Finanzierung durch den Bund hohen
Hurden hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit. Insofern ist die Expansion dieser Technologie auf weitere
Autobahnabschnitte realistischerweise nur im engen Rahmen vorstellbar.

Gezielt wahrend einer Baumallnahme eingesetzte mSWA bieten hier eine geeignete Alternative. Im
Rahmen einer Evaluierung im Zuge der A 7 konnte die Qualitat dieser Anlagen zweifelsfrei nach-
gewiesen werden. Auf dieser Grundlage erstellt Niedersachsen einen ,Leitfaden zum Einsatz von
mobilen Stauwarnanlagen®. Vorgaben zur Stauldngenberechnung, zur Anordnung der Mess- und
Anzeigequerschnitte oder zu den Schaltkriterien werden dazu beitragen, dass mSWA in Nieder-
sachsen und insbesondere auch auf der A 2 mit einem einheitlichen Standard und effektiv einge-
setzt werden kdnnen.

(Verteilt am 08.08.2018)



	Drucksache 18/1344
	Unterrichtung
	Autobahnprojekte vorantreiben - Verkehrskoordination stärken - Staus vermeiden

